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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag für eine Verordnung des Rates über die vollständige Aussetzung von 
Zöllen des Gemeinsamen Zolltarifs, Abgaben gleicher Wirkung und Abschöpfungen 
für in Form unentgeltlicher Zuwendungen aus Drittländern eingeführte Waren, die 
dazu bestimmt sind, unentgeltlich an Katastrophenopfer weitergegeben zu werden 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 28 und 43, 

auf Vorschlag der Kommisison, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlamen- 
tes, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In dem Bestreben, aktiv an den Bemühungen teil- 
zunehmen, die zu humanitären Zwecken zur Unter- 
stützung von Katastrophenopfern unternommen wer- 
den, haben die Mitgiiedstaaten die Absicht, die Ein- 
fuhr von Hilfesendungen zu erleichtern, die in Form 
unentgeltlicher Zuwendungen an anerkannte Orga- 
nisationen ergehen und dazu bestimmt sind, unent- 
geltlich durch diese Organisationen oder unter ihrer 
Aufsicht an Hilfsbedürftige jeder Art nach einer Ka- 
tastrophe, die das Gebiet der Gemeinschaft berührt, 
weitergegeben zu werden. 

Die Erhebung von Zöllen nach dem gemeinsamen 
Zolltarif, Abgaben gleicher Wirkung und Abschöp- 
fungen auf Waren, die in Hilfesendungen enthalten 
sind, würde eine unangebrachte Kostenbelastung 
darstellen, da davon auszugehen ist, daß in diesen 
Fällen dem Schutz der gemeinschaftlichen Erzeuger 
eine untergeordnete Bedeutung zukommt. 

In diesem Sinne hat der Rat für Zusammenarbeit 
auf dem Gebiete des Zollwesens am 8. Juni 1970 eine 


Empfehlung angenommen mit dem Zweck, die Be- 
förderung von Hilfesendungen aus Anlaß von Kata- 
strophen zu beschleunigen. 

Es erscheint allerdings erforderlich vorzusehen, 
I daß diese Verordnung nur aufgrund von Entschei- 
j düngen angewandt werden kann, die die Kommis- 
I sion bei gegebenem Anlaß im Rahmen eines Dring- 
! lichkeitsverfahrens erläßt - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

i 

I Artikel 1 

i 1. Die Erhebung von Zöllen des gemeinsamen Zoll- 
tarifs, Abgaben gleicher Wirkung und Abschöpfun- 
' gen für Waren, die in Sendungen enthalten sind, 

I welche im Wege unentgeltlicher Zuwendungen an 
von den zuständigen Behörden der Mitgiiedstaaten 
anerkannte Organisationen ergehen, ist ausgesetzt, 
sofern es sich um Waren handelt, die unentgeltlich 
an Opfer von Katastrophen weitergegeben werden 
sollen, welche das Gebiet der Gemeinschaft berüh- 
ren. 

: 2. Bei jeder Katastrophe, die das Hoheitsgebiet 
: eines oder mehrerer Mitgliedstaaten berührt, ent- 
I scheidet die Kommission über die in Absatz 1 ge- 
nannte Aussetzung ohne Antrag oder auf Antrag 
j des oder der betroffenen Mitgiiedstaaten und trifft, 
i falls erforderlich im Eilverfahren, die zur Anwen- 
I düng dieser Verordnung erforderlichen Maßnahmen. 
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Artikel 2 

Im Sinne von Artikel 1 sind Katastrophen: jedes 
Naturereignis oder Unglück, das verhängnisvolle 
Auswirkungen auf Personen und Güter hat. 


Artikel 3 

Es können nur solche Organisationen die Bewilli- 
gung erhalten, deren Buchführung den zuständigen 
Stellen eine Kontrolle ihrcu Tätigkeit ermöglicht. 

Die zuständigen Stellen können Organisationen, die 
nicht die Gewähr für die ordnungsgemäße Durch- 
führung dieser Bestimmungen bieten, die Bewilli- 
gung verweigern. 


Artikel 4 

Jeder Mitgliedstaat unterrichtet die Kommission 
über die Maßnahmen, die er trifft, um zu verhindern, 
daß Waren, die unter Inanspruchnahme der in Arti- 
kel 1 bezeichneten Vergünstigungen eingeführt wor- 
den sind, ihrer besonderen Verwendung nicht zu- 
geführt werden und ohne vorherige Entrichtung der 
Zölle des Gemeinsamen Zolltarifs, der Abgaben glei- 
cher Wirkung und Abschöpfungen in den freien Ver- 
kehr gelangen. 

Artikel 5 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage des Monats, 
der auf die Veröffentlichung im Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften folgt, in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
8. November 1972 - 1/4 (IV/ 1 ) 680 70 ~ E ~ Ka 5/72: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften vom 23. Oktober 1972 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften über- 
mittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die 
Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Begründung 


Im Anschluß an die Annahme einer Empfehlung zur 
Beschleunigung der Beförderung von Hilfesendun- 
gen aus Anlaß von Katastrophen durch den Rat für 
Zusammenarbeit auf dem Gebiete des Zollwesens 
am 8. Juni 1970, waren die Vertreter der Mitglied- 
staaten der Auffassung, daß ein Akt des Gemein- 
schaftsrechts die rechtliche Grundlage zur Anwen- 
dung von Punkt 5 dieser Empfehlung schaffen sollte, 
der vorsieht, daß „die Mitgliedstaaten Hilfesendun- 
gen bei der Einfuhr Zoll- und Steuerfreiheit gewäh- 
ren und sie von Verboten und Beschränkungen wirt- 
schaftlicher Art befreien, sofern sie in Form unent- 
geltlicher Zuwendungen an Organisationen ergehen, 
die von den zuständigen Behörden anerkannt worden 
sind, und dazu bestimmt sind, unentgeltlich durch 
diese Organisation oder unter ihrer Aufsicht an Op- 
fer einer Katastrophe weitergegeben zu werden, die 
das Gebiet der Mitgliedstaaten berührt. Als Waren 
kommen insbesondere Lebensmittel, Medikamente, 
Kleider, Decken, Zelte, Fertighäuser und andere Wa- 
ren, die besonders dringend gebraucht werden, in 
Betracht." 

Um den Bestrebungen der Mitgliedstaaten Rechnung 
zu tragen, setzt der Beiliegende Verordnungsent- 


wurf auf der Grundlage der Artikel 28 und 43 des Ver- 
trages zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft die Voraussetzungen für die Gewäh- 
rung einer Befreiung von Zöllen des gemeinsamen 
Zolltarifs, Abgaben gleicher Wirkung und Abschöp- 
fungen für Waren fest, die in Form unentgeltlicher 
Zuwendungen an Organisationen ergehen, die von 
den zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten an- 
erkannt sind, und sieht vor, daß von Fall zu Fall 
eine Entscheidung der Kommission über die im ein- 
zelnen zu treffenden Maßnahmen im Rahmen eines 
Dringlichkeitsverfahrens zu treffen ist. 

Außerdem werden in dem Vorschlag die Mitglied- 
staaten aufgefordert, besondere Vorkehrungen zu 
treffen, um auszuschließen, daß die Waren ihrer be- 
sonderen Bestimmung entzogen werden. 

Dieser Verordnungsvorschlag, der auf den Artikeln 
28 und 43 des EWG-Vertrages gestützt ist, erfordert 
die Stellungnahme des Europäischen Parlaments. 

Die Beitrittsländer haben auf Anfrage keine Bemer- 
kungen dazu abgegeben. 
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